
Bundes- und Landesgesund-
heitsministerium, Kassen-
ärztliche Bundesvereinigung,

Apotheker-Verbände, Krankenkas-
sen-Verbände, Wissenschaftler und
Industrievertreter waren sich einig:
Telematik-Anwendungen müssen
im Gesundheitswesen rasch und
flächendeckend eingeführt werden.
Oder wie es auf dem Kongress
„eHealth 2002“ – Telematik im Ge-
sundheitswesen“ kürzlich in Bonn
immer wieder frei nach Goethe
hieß: „Der Worte sind genug ge-
wechselt, laßt mich auch endlich Ta-
ten sehen.“ Allerdings zeigten die
Vorträge auch, dass noch zahlreiche
zum Teil grundsätzliche Fragen ge-
klärt werden müssen.

Vorteile für Arzt und Patient

„Gesundheitstelematik kann da-
zu beitragen, das Gesundheitssys-
tem in Deutschland qualitativ bes-
ser und effizienter zu machen“,
stellte Dr. Manfred Richter-Reich-
helm, 1. Vorsitzender der Kas-
senärztlichen Bundesvereinigung
(KBV), vor den rund 400 Teilneh-
mern fest. Würden medizinische
Daten über Sektorengrenzen hin-
weg auf elektronischem Wege über-
mittelt, könne die Patientenversor-
gung „zielgerichteter, schneller und
umfassender“ werden. Speziell bei
der Diagnoseübermittlung, beim
Verordnen und der Weitergabe von
Arzneimitteln ergäben sich Vorteile
für Ärzte und Patienten.

Rund 100 Millionen Euro könn-
ten zum Beispiel durch eine Ver-
schreibung von Arzneimitteln aus-

schließlich auf elektronischem We-
ge eingespart werden, schätzt 
Richter-Reichhelm. Derzeit sei der
Verwaltungsaufwand „gigantisch“.
Auch wisse beim jetzigen Verfahren
allein der Patient, welche Medika-
mente und zusätzlichen verschrei-
bungsfreien Präparate er einnimmt.
Der Arzt müsse sich auf die Anga-
ben des Patienten verlassen, um
Wechselwirkungen zu vermeiden.
Auch dieses Problem könne mit ei-
nem „Elektronischen Rezept“ ent-
schärft werden. Ähnliche Vorteile
sieht der KBV-Vorsitzende in einer
elektronischen Befundakte.

Schmidt will Gesundheitspass

Die Ärzte hätten mehr Zeit für
die Patienten, wenn sie neue telema-
tische Techniken einsetzen würden,
meint Bundesgesundheitsministerin
Ulla Schmidt. „Wir brauchen Abläu-
fe, die Mehrfachuntersuchungen
vermeiden“, so die Ministerin. Sie
stellte die Vorzüge des von ihrem
Ministerium favorisierten „Gesund-
heitspasses“ vor. Mittels dieser
Chipkarte, auf der unterschiedliche
Daten in verschiedenen „Fächern“
gespeichert werden sollen, könnte
sowohl die Gefahr der medika-
mentösen Wechselwirkung vermie-
den als auch die Chance einer ver-
zahnten, effizienten Versorgung er-
höht werden. „Wir können uns nicht
leisten, dass einzelne Sektoren des
Gesundheitssystems gegeneinander
ausgespielt werden“, sagte Schmidt.

Der deutsche „Gesundheitspass“
solle europaweit und international
kompatibel sein. Weiterhin müsse

der Pass so gestaltet werden, dass der
Patient als mündiger Bürger akzep-
tiert werde und er die Möglichkeit
hat, die gespeicherten Daten zu le-
sen. Die Ministerin betonte, dass der
Gesundheitspass über Modellpro-
jekte eingeführt werden soll. „Wir
sind dabei auf alle Partner im Ge-
sundheitswesen angewiesen“, so
Schmidt weiter. Sie teile nicht die
Bedenken, dass mit Einführung des
Gesundheitspasses der „gläserne Pa-
tient“ entstehen würde. Dies zu ver-
hindern, sei technisch machbar und
gesetzlich verankert. Schließlich sei
auch mit den Bankkarten nicht der
„gläserne Bankkunde“ entstanden,
argumentiert Schmidt. Sie kündigte
in Bonn an, dass sie die Spitzenver-
bände einladen werde, um eine ge-
meinsame Konzeption zu erarbeiten.

Qualität und wirtschaftlicher Nutzen

Telematik-Anwendungen könn-
ten einen „wesentlichen“ Beitrag
dazu leisten, die Qualität der medi-
zinischen Versorgung zu verbessern
und den wirtschaftlichen Nutzen
der Angebote zu erhöhen, sagte Bir-
git Fischer, Landesgesundheitsminis-
terin von Nordrhein-Westfalen.
Auch könnten elektronischer Arzt-
brief, elektronische Patientenakte,
elektronischer Gesundheitspass
und das elektronische Rezept Re-
formmodelle in ihrer Wirkung 
„entscheidend“ unterstützen. Fi-
scher zählt dazu zum Beispiel sek-
torübergreifende Behandlungsab-
läufe oder Disease-Management-
Programme.Als „Meilenstein in der
Gesundheitstelematik-Entwicklung
in Deutschland“ präsentierte die
Ministerin das „Krefelder Memo-
randum“, das der Öffentlichkeit am
Rande des eHealth-Kongresses prä-
sentiert wurde (siehe Kasten S.19).

Vor allem den Transparenzge-
winn durch vereinfachte elektroni-
sche Datenflüsse und Handlungsab-
läufe stellt Herbert Rebscher in den
Vordergrund. Der Vorstandsvorsit-
zende des Verbandes der Angestell-
tenkrankenkassen – Arbeiterersatz-
kassenverband (VdAK-AEV) sag-
te, dass mit einer digitalisierten Da-
tensammlung in anonymisierter
Form der Patient zum ersten Mal
Herr seiner Daten werde. So sei
klar, wo welche Daten von ihm ge-
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speichert sind. Er sehe die Investi-
tionen bei der Einführung konkre-
ter Anwendungen wie etwa dem E-
Rezept als gesichert. Er sagte die Fi-
nanzierung für evaluierte Modell-
projekte des E-Rezeptes zu. Auch
der Vorstandsvorsitzende des AOK-
Bundesverbandes, Dr. Hans-Jürgen
Ahrens, erklärte sich dazu bereit,
die Investitionen teilweise zu über-
nehmen,die vor allem in den Praxen
entstehen würden.

Infrastruktur fehlt

„Uns macht die nicht vorhandene
Telematik Probleme“, stellte Dr. Rai-
ner Hess, Hauptgeschäftsführer der
KBV, fest. Zum Beispiel Disease-
Management-Programme ließen sich
nicht mit Papier realisieren. Als
Schwierigkeiten, die „dieses Jahr auf
uns zukommen“, bezeichnete er
Schnittstellenprobleme zwischen
Krankenhaus- und Praxissoftware. In
vielen Praxen würden noch veraltete
EDV-Systeme genutzt. Dazu erläu-
terte der KBV-Vorsitzende Richter-
Reichhelm, ein Arzt könne sich bei
einem Jahresbruttoeinkommen von
knapp 36.000 Euro keine neue Hard-
und Software für etwa 10.000 Euro
leisten. Ein weiterer Hemmschuh für
eine sichere und vertrauenswürdige
Einführung von flächendeckenden
Telematik-Anwendungen sieht der
KBV-Vorsitzende darin, dass eine
zuverlässige Infrastruktur für die Da-
tenübermittlung fehlt. Das Internet
sei dafür ungeeignet. Auch existiere

keine Konvention, wie was in wel-
cher Form dem Kollegen mitzuteilen
ist und welche Daten wie ausführlich
zu welchem Zeitpunkt weitergeleitet
werden sollen. Denn besonders der
Datenschutz müsse im Interesse der
Patienten im Vordergrund stehen, so
Richter-Reichhelm.

Die Einführung neuer elektroni-
scher Anwendungen müsse zum
Wohle der Patienten geschehen, be-
tonte auch Rebscher. Denn neue
Formen der Datenspeicherung wür-
den nur akzeptiert, wenn die „Serio-
sität“ der eingesetzten Instrumente
klar ist und die „Patientensouverä-
nität“ gewahrt bleibe. Damit keine
Insellösungen entstehen, mahnt
Landesgesundheitsministerin Fi-

scher eine „nationale Strategie“ an,
da der flächendeckende Einsatz von
Telematik-Anwendungen spezifi-
scher Rahmenbedingungen und In-
frastrukturmaßnahmen bedürfe.

Daneben räumte die Ministerin
offene rechtliche Fragen in unter-
schiedlichen Rechtsgebieten wie So-
zialversicherungs- oder Daten-
schutzrecht ein, die geklärt werden
müssten, um mittel- und langfristig
eine tragbare Lösung zu finden.
Auch weist sie auf ungeklärte Fra-
gen der Vergütung und Finanzie-
rung hin. Denn oftmals würden an
einer Stelle Investitionskosten ent-
stehen, die an einer anderen Stelle
im System zu Einsparungen führten,
wie dies beim E-Rezept der Fall ist.

P R A X I SKrefelder Memorandum 
Landesgesundheitsministerin Birgit Fi-
scher hat Anfang März das „Krefelder Me-
morandum“ der Öffentlichkeit als „Mei-
lenstein in der Gesundheitstelematik-Ent-
wicklung in Deutschland“ vorgestellt. Ver-
treter des Gesundheitswesens, der Indus-
trie und der Wissenschaft verpflichten
sich darin, den Einsatz von Standards und
von interoperablen, sicheren Verfahren
zur Dokumentation, Kommunikation,
Verarbeitung und Archivierung von Ge-
sundheitsdaten zu fördern. Dabei sollen
ausschließlich offene Standards und
Strukturen eingesetzt werden, sodass
sich auf dieser Basis weitere kompatible
Anwendungen aufbauen lassen. Es sollen
Spezifikationen offengelegt und „Open-
Source-Software“ verwendet werden. Die
Unterzeichner bemühen sich außerdem,
Verbindlichkeit zu schaffen, um Pla-
nungs- und Investitionssicherheit für An-
wender und Hersteller zu erreichen.
Das Krefelder Memorandum ist im Inter-
net zu finden unter: http://ztg-nrw.de/ne-
ws/sonstigetexte.htm.

Telematik kann dem steigen-
den Bedürfnis von Patienten
nach Information und Selbst-

bestimmung entgegenkommen. Be-
sonders chronisch Kranke oder Be-
hinderte, die einen Informationsaus-
tausch untereinander über Selbsthil-
fegruppe organisieren, nutzen zum
Beispiel das Internet, um damit ak-
tiv an ihrer Therapie mitzuwirken.

Vor diesem Hintergrund forderte
Dr.Willibert Strunz von der Landes-
arbeitsgemeinschaft Selbsthilfe Be-
hinderte e.V., Vertreter von Selbst-
hilfeorganisationen sollten eng in die
Entwicklung von Telematik-Anwen-
dungen eingebunden werden. Auch
um den Datenschutz und die Hoheit
der Betroffenen über ihre Daten zu
sichern, sei eine Beteiligung von Pa-
tientenvertretern an Entscheidungs-
prozessen nötig. Beim Workshop
„Patientenbeteiligung und neue
Technologie im Gesundheitswesen“
im Rahmen des Bonner Kongresses
„eHeath 2002“ sagte Strunz weiter,
dass sich über eine verstärkte Betei-
ligung der Patienten im Behand-
lungsablauf Kosten einsparen ließen.

Patienteninteressen stärken
Bei der Entwicklung von Telematik-Anwendungen sollen
Patientenvertreter mit am Tisch sitzen.

Neue Wege der Kooperation be-
schreitet bereits seit rund einem Jahr
die ärztliche Selbstverwaltung mit
dem „Patientenforum“, das Dr. Ju-
stina Engelbrecht von der Bundes-
ärztekammer (BÄK) vorstellte. Das
Forum – auf Initiative der BÄK ge-
gründet – stellt eine gemeinsame
Plattform der verfassten Ärzte-
schaft und der Selbsthilfe-Dachver-
bände dar. Ziel ist es unter anderem,
Patientenvertreter stärker in Ent-
scheidungsprozesse des Gesund-
heitswesens einzubeziehen. Aktuell
werden medizinische Fachinforma-
tionen für Laien vor allem im Inter-
net hinsichtlich ihrer Qualität be-
wertet. Dies geschieht in Kooperati-
on mit der Ärztlichen Zentralstelle
Qualitätssicherung (ÄZQ). Grund-
lage ist der von der ÄZQ entwickel-
te Patienten-Informationsdienst im
Internet (www.patienten-informati-
on.de). Daneben unterstütze das Pa-
tientenforum Selbsthilfegruppen
und könne deren gesammelte Er-
fahrungen in die Arbeit der Selbst-
verwaltung einfließen lassen, so En-
gelbrecht. Jürgen Brenn


